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PRESSEMITTEILUNG 

Leeres Pflegebett, stehendes Pflegeauto: Hamburger 
Wohlfahrtsverbände warnen vor Versorgungslücken 

Aktionstag am 1. September macht mögliche Folgen des Pflegeneuordnungsgeset-
zes für Pflegebedürftige, Angehörige und Einrichtungen sichtbar. 

Hamburg, 1. September 2026 

Ein leeres Pflegebett, obwohl Menschen dringend einen Platz suchen. Ein Pflegeauto, 
das nicht fährt, obwohl pflegebedürftige Menschen auf Unterstützung zuhause angewie-
sen sind. Mit diesen Bildern machen die in der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege Hamburg (AGFW) zusammengeschlossenen Verbände am heutigen Aktions-
tag auf mögliche Folgen des geplanten Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) aufmerk-
sam. Pflegeeinrichtungen und ambulante Dienste beteiligen sich hamburgweit an der Ak-
tion.  

„Die Pflegeversicherung braucht eine Reform, die langfristig trägt und die Versorgung vor 
Ort sichert. Das leere Pflegebett und das stehende Pflegeauto machen sichtbar, dass po-
litische Entscheidungen nicht abstrakt bleiben: Sie entscheiden darüber, ob ein Pflege-
platz genutzt werden kann und ob Unterstützung zu Hause tatsächlich ankommt. Der Ge-
setzgeber muss deshalb jetzt nachbessern, statt neue Risiken auf Pflegebedürftige, Ange-
hörige und Einrichtungen zu verlagern“, sagt Kristin Alheit, Geschäftsführerin des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbandes Hamburg und Vorsitzende der AGFW Hamburg. 

Sorge um die pflegerische Versorgung in Hamburg 

Die Hamburger Wohlfahrtsverbände unterstützen das Ziel, die Pflegeversicherung zu-
kunftsfest aufzustellen. Kritisch sehen sie jedoch einzelne Regelungen des Gesetzent-
wurfs, die aus ihrer Sicht die Versorgung in Hamburg gefährden. Dazu gehören insbeson-
dere Einschränkungen bei der Refinanzierung tariflicher Lohnsteigerungen, neue Budget-
regelungen sowie Veränderungen bei Beratungs- und Unterstützungsleistungen für Pfle-
gebedürftige und ihre Angehörigen. Aus Sicht der AGFW drohen damit finanzielle Risiken 
für die Einrichtungen, weniger Spielräume für ambulante, teilstationäre und stationäre An-
gebote sowie insbesondere eine Schwächung ambulanter Beratungs- und Versorgungs-
trukturen, die den Grundgedanken der Pflegereform, die Pflegeprävention zu stärken, 
konterkariert.  

Besonders problematisch wäre es, wenn steigende Tariflöhne nicht verlässlich refinanziert 
werden. Pflegeeinrichtungen und Dienste sind auf gute Arbeitsbedingungen angewiesen, 
um Pflegekräfte zu halten und neue Mitarbeitende zu gewinnen. Wird die Refinanzierung 
dieser Kosten begrenzt, geraten vor allem die Träger unter Druck, die die vormals poli-
tisch geforderte, lange umstrittene und seit 2022 gesetzlich verankerte tarifliche Bezah-
lung leisten. Zugleich droht durch Erhöhung von Eigenanteilen eine Zunahme der Zahl der 
pflegebedürftigen Menschen, die auf Hilfe zur Pflege angewiesen sind – und damit eine 
höhere Belastung des Hamburger Haushalts.  
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Kritisch sieht die AGFW auch die geplante Änderung der Begutachtungssystematik zur 
Einstufung in Pflegegrade und die mögliche häufigere Befristung von Pflegegraden. Dies 
könnte in stationären Einrichtungen zu weniger Personal führen – nicht, weil der Unter-
stützungsbedarf der Bewohnerinnen und Bewohner sinkt, sondern weil die Personalaus-
stattung an die Pflegegrade gekoppelt ist. 

„Wer auf Pflege angewiesen ist, braucht Verlässlichkeit – nicht nur auf dem Papier, son-
dern im Alltag. Wenn Tariflöhne, Beratung oder Entlastungsangebote nicht ausreichend 
finanziert werden, kommt diese Verlässlichkeit ins Wanken: zu Lasten von Pflegebedürfti-
gen, Angehörigen und Mitarbeitenden in den Diensten und Einrichtungen“, sagt Annika 
Woydack, Vorstandsvorsitzende der Diakonie Hamburg und Mitglied des AGFW-Vor-
stands. 

Nachbesserungen sind möglich 

Die AGFW begrüßt, dass zuletzt Bewegung in einzelne Punkte des Gesetzentwurfs ge-
kommen ist. So hat Bundesgesundheitsminister Carsten Linnemann angekündigt, die ge-
planten Kürzungen bei den Rentenansprüchen pflegender Angehöriger nochmals über-
prüfen und möglichst korrigieren zu wollen. Eine endgültige Entscheidung steht zwar noch 
aus, aus Sicht der Wohlfahrtsverbände zeigt die Debatte jedoch, dass Nachbesserungen 
am Gesetzentwurf möglich sind.  

„Die Bundesregierung darf die Rückmeldungen der Praxis nicht ignorieren, sondern muss 
daraus Konsequenzen ziehen. Wir brauchen eine Reform, die gute Pflege finanziell absi-
chert, ambulante Strukturen stärkt und Länder und Kommunen nicht mit den Folgekosten 
alleinlässt“, sagt Alheit.  

Die AGFW Hamburg fordert insbesondere von den Hamburger Bundestagsabgeordneten 
und der Sozialsenatorin, sich dafür einzusetzen, dass die weitere Beratung des Pflege-
neuordnungsgesetzes für konkrete Nachbesserungen genutzt wird: Tarifliche Lohnsteige-
rungen müssen verlässlich refinanziert, Beratungs-, Schulungs- und Entlastungsangebote 
für Pflegebedürftige und Angehörige gesichert und neue Budgetregelungen so ausgestal-
tet werden, dass ambulante Pflege, Tagespflege, Kurzzeitpflege und stationäre Angebote 
nicht zusätzlich eingeschränkt werden. 

„Viele Familien in Hamburg leisten schon heute enorm viel. Wenn ambulante Dienste An-
gebote einschränken müssen, Tagespflegeplätze fehlen oder stationäre Einrichtungen 
wirtschaftlich weiter unter Druck geraten, wird die Belastung nicht kleiner – sie verlagert 
sich in die Familien. Eine Pflegereform muss deshalb Entlastung schaffen und darf nicht 
neue Unsicherheiten erzeugen“, sagt Woydack. 
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Die Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege Hamburg e. V. (AGFW) ist der 
Zusammenschluss der anerkannten Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in Hamburg: 
Arbeiterwohlfahrt Landesverband Hamburg, Caritasverband für das Erzbistum Hamburg, Der 
Paritätische Wohlfahrtsverband Hamburg, Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk Hamburg, 
Jüdische Gemeinde in Hamburg. Die Arbeitsgemeinschaft fördert die Abstimmung und 
Koordination gemeinsamer Positionen, übernimmt die Außenvertretung dieser Positionen, 
unterstützt den Erfahrungsaustausch und führt gemeinsame Veranstaltungen durch. 


